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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Landesplanungsgesetzes 

A) Problem 

Der Bund gibt im Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) vor, dass jedes Bundes-
land einen prozentualen Anteil der Landesfläche (sog. Flächenbeitragswerte) für die 
Windenergie an Land ausweisen muss. Die Verpflichtung für Bayern - 1,1 % der Lan-
desfläche für Windenergie an Land bis zum 31. Dezember 2027 auszuweisen - wird 
durch ein einheitliches Mindestziel für alle Planungsregionen in der Anlage der Verord-
nung des Landesentwicklungsprogramms Bayern (LEP) erfüllt (sog. Teilflächenziele). 
Eine verbindliche Regelung zur Umsetzung des von Bayern bis zum 31. Dezember 
2032 zu erreichenden Flächenbeitragswertes von 1,8 % seiner Landesfläche steht bis-
lang noch aus. Bayern ist derzeit das einzige Bundesland ohne verbindliche landes-
rechtliche Regelung zur Umsetzung der Flächenbeitragswerte für 2032. 

Daneben besteht ein redaktioneller Anpassungsbedarf beim vereinfachten Beteili-
gungsverfahren für die geringfügige Änderung von Raumordnungsplänen in Art. 18 
Abs. 4 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) sowie hinsichtlich der Ein-
ordnung der Überschrift „Raumordnungspläne“ vor Art. 14 BayLplG, der Ergänzung der 
Überschrift zu Art. 15 BayLplG um den Zusatz „Verordnungsermächtigung“ und der Kor-
rektur des Datums in Art. 33 Abs. 4 Satz 1 BayLplG. 

 

B) Lösung 

Das BayLplG wird dahingehend geändert, dass regionale Teilflächenziele gesetzlich 
festgelegt werden, die in Summe den bundesrechtlich vorgegebenen Flächenbeitrags-
wert von 1,8 % der Landesfläche erreichen. Die gesetzliche Regelung ermöglicht eine 
schnelle und verfahrenseffiziente Umsetzung der bundesrechtlichen Verpflichtung. Die 
Umsetzung der Teilflächenziele erfolgt weiterhin auf Ebene der Regionalplanung im 
Rahmen von Regionalplanfortschreibungen. Die differenzierten regionalen Teilflächen-
ziele, welche von den Regionalen Planungsverbänden bis zum 31. Dezember 2032 zu 
erreichen sind, beruhen auf einer fachlichen Potenzialanalyse, welche die unterschied-
lichen regionalen Gegebenheiten und Handlungsspielräume für die Windenergienut-
zung berücksichtigt. Die gesetzliche Verankerung schafft so rechtssichere und verläss-
liche Zielvorgaben für die Regionalen Planungsverbände. 

Es werden die notwendigen redaktionellen Anpassungen vorgenommen. 

C) Alternativen 

Für die verbindliche Festlegung der regionalen Teilflächenziele käme grundsätzlich 
auch eine Fortschreibung des LEP in Betracht. So wurde der für Bayern bis zum 31. De-
zember 2027 zu erreichende Flächenbeitragswert von 1,1 % als Mindestziel im LEP 
umgesetzt. Dies war der Tatsache geschuldet, dass die damals laufende LEP-Fort-
schreibung genutzt werden konnte, um die bundesrechtliche Vorgabe schnell ins Lan-
desrecht umzusetzen. Derzeit wäre eine Festlegung der regionalen Teilflächenziele im 
LEP deutlich zeitaufwändiger und mit einem erheblich höheren Verfahrensaufwand ver-
bunden, da eine umfassende Beteiligung sowie eine Umweltprüfung durchgeführt wer-
den müssten. Dieser Mehraufwand wäre bei der abstrakten Teilflächenzielfestlegung 
mit keinem entsprechenden Erkenntnisgewinn verbunden. Die Identifizierung und an-
schließende Festlegung der konkreten Windenergiegebiete erfolgt auf Ebene der Regi-
onalplanung im Rahmen der jeweiligen Regionalplanfortschreibungen – auf Basis eines 
Umweltberichtes und eines umfassenden Beteiligungsverfahrens. Eine Regelung der 
bis zum 31. Dezember 2032 zu erreichenden regionalen Teilflächenziele im Gesetz bie-
tet zudem den Vorteil, etwa aufgrund geänderter Rahmenbedingungen, die regionalen 
Zielvorgaben bei Bedarf auch schneller anpassen zu können. 
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Für die redaktionellen Anpassungen bestehen keine Alternativen. 

D) Kosten 

Durch die gesetzliche Festlegung regionaler Teilflächenziele entstehen für Staat und 
Kommunen keine zusätzlichen Kosten. Die Verpflichtung zur Ausweisung von Flächen 
für die Windenergie an Land besteht bereits aufgrund bundesrechtlicher Vorgaben des 
WindBG. Eine rechtzeitige Festlegung der regionalen Teilflächenziele schafft Planungs-
sicherheit und kann zusätzliche Planungsverfahren vermeiden. 

Auch für die Wirtschaft sowie die Bürgerinnen und Bürger ist der Gesetzentwurf kos-
tenneutral. 

 



3 

 

230-1-W 

Gesetz 

zur Änderung des 

Bayerischen Landesplanungsgesetzes 

vom … 

§ 1 

Das Bayerische Landesplanungsgesetz (BayLplG) vom 25. Juni 2012 (GVBl. 
S. 254, BayRS 230-1-W), das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. 
S. 190) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Vor Art. 14 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Teil 4 

Raumordnungspläne“. 

2. Der Überschrift des Art. 15 wird die Angabe „ , Verordnungsermächtigung“ ange-
fügt. 

3. Die Überschrift des bisherigen Teils 4 wird gestrichen. 

4. Art. 18 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Bei einer geringfügigen Änderung eines Raumordnungsplans soll die Beteiligung 
auf die von der Änderung in ihren Belangen berührte Öffentlichkeit und auf die von 
der Änderung in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen beschränkt werden, 
wenn nach Art. 17 Abs. 4 festgestellt wurde, dass die Änderung voraussichtlich 
keine erheblichen Umweltauswirkungen haben wird.“ 

5. Art. 31 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 31 

Sonderregelungen für Windenergie an Land 

(1) 1Zur Erreichung des Flächenbeitragswertes für Bayern nach der Anlage 
Spalte 2 des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (WindBG) werden in der An-
lage 3 verbindliche regionale Teilflächenziele festgelegt, die von den Regionalen 
Planungsverbänden bis zum 31. Dezember 2032 zu erreichen sind. 2Für den Regi-
onalverband Donau-Iller gelten die prozentualen Anteile nach Satz 1 für den baye-
rischen Gebietsteil der Region. 3Es sind alle Flächen anrechenbar, die den Anfor-
derungen des § 4 WindBG entsprechen. 

(2) Die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten richtet sich nach § 28 des 
Raumordnungsgesetzes in der am 15. August 2025 geltenden Fassung.“ 

6. In Art. 33 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „31. März 2026“ durch die Angabe „1. April 
2026“ ersetzt. 

7. Die aus dem Anhang zu diesem Gesetz ersichtliche Anlage 3 wird angefügt. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 
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Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird die für den Freistaat Bayern gemäß § 3 Abs. 1 
WindBG geltende Verpflichtung, bis zum 31. Dezember 2032 mindestens 1,8 % der 
Landesfläche für die Windenergie an Land auszuweisen, umgesetzt. 

Die Novelle dient der Einführung verbindlicher regionaler Teilflächenziele, die als we-
sentliche Steuerungsgrößen für die Ausweisung von Flächen für die Windenergie an 
Land fungieren. Mit der Umsetzung des 1,8 %-Flächenbeitragswertes wird das von der 
Staatsregierung beschlossene Ziel der Initiierung von 1 000 neuen Windenergieanlagen 
bis 2030 durch Bereitstellung der erforderlichen Flächen maßgeblich unterstützt. 

Die Aufnahme der verbindlichen regionalen Teilflächenziele in das BayLplG schafft Pla-
nungssicherheit für die Regionalen Planungsverbände. Zugleich trägt die gesetzliche 
Verankerung dem Umstand Rechnung, dass die Teilflächenziele keine originär plane-
risch-gestaltenden Zielsetzungen im raumordnerischen Sinn darstellen, sondern die 
Umsetzung einer bundesgesetzlich determinierten Verpflichtung darstellen. Die Auf-
gabe des Landes liegt insoweit insbesondere in der sachgerechten regionalen Vertei-
lung der bundesrechtlich vorgegebenen Gesamtfläche unter ebenenspezifischer Be-
rücksichtigung der jeweiligen regionalen Potenziale und Restriktionen. Die Festlegung 
der konkreten Windenergiegebiete obliegt dann den Regionalen Planungsverbänden. 
Die hierfür erforderlichen Regionalplanfortschreibungen einschließlich Öffentlichkeits-
beteiligung und raumordnerischer Abwägung erfolgen somit nachgelagert. Eine Umset-
zung im BayLplG erscheint daher im Gegensatz zu einer Festlegung im LEP sachge-
recht, verfahrenseffizienter und schneller. 

Neben der Umsetzung der Flächenbeitragswerte werden redaktionelle Anpassungen 
zu Gunsten der Normklarheit vorgenommen. 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des WindBG gibt den Ländern vor, regionale Teilflächenziele 
durch Landesgesetz oder als Ziele der Raumordnung verbindlich festzulegen. 

Beide Varianten stellen normativ verbindliche Regelungen dar, die als Grundlage für 
die nachfolgende Regionalplanung dienen können. Eine normative Regelung ist damit 
erforderlich. 

Auch die redaktionellen Änderungen bedürfen einer zwingenden normativen Regelung. 

C) Besonderer Teil 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Zu Nr. 1 (Überschrift vor Art. 14) 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Nr. 2 (Überschrift Art. 15) 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Nr. 3 (Überschrift des bisherigen Teils 4) 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Nr. 4 (Art. 18 Abs. 4) 

Zunächst handelt es sich um eine Klarstellung dahingehend, dass im Rahmen des 
Art. 17 Abs. 4 festgestellt wird, ob die Änderung des Raumordnungsplans keine voraus-
sichtlich erheblichen Umweltauswirkungen haben wird. Dann wird gerade kein Umwelt-
bericht erstellt. Der bisherige Verweis auf den „Umweltbericht nach Art. 17“ war somit 
missverständlich. 
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Zudem wird die bisher enthaltene Voraussetzung gestrichen, wonach keine Auswirkun-
gen auf Dritte vorliegen dürfen. Diese Regelung ist entbehrlich, da die in ihren Belangen 
betroffene Öffentlichkeit ohnehin auch im Rahmen des eingeschränkten Beteiligungs-
verfahrens zu beteiligen ist. Fälle, in denen erhebliche Auswirkungen auf Dritte vorlie-
gen, diese aber nicht in ihren Belangen betroffen sind und daher von der Beteiligung 
erfasst wären, sind praktisch nicht ersichtlich. Eine zusätzliche Einschränkung ist daher 
nicht erforderlich. Dadurch wird die Anwendung des vereinfachten Verfahrens sachge-
recht präzisiert und unnötige Verfahrenshürden werden vermieden. 

Zu Nr. 5 (Art. 31) 

Der neue Abs. 1 setzt die Verpflichtung des Freistaates Bayern nach § 3 Abs. 1 des 
WindBG um, bis zum 31. Dezember 2032 mindestens 1,8 % der Landesfläche (Flä-
chenbeitragswert entsprechend Spalte 2 Anlage WindBG) für die Windenergie an Land 
auszuweisen. 

Entsprechend der Umsetzungsvariante nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WindBG erfüllt der 
Freistaat Bayern diese Pflicht durch die verbindliche Vorgabe von regionalen Teilflä-
chenzielen, die in Summe den Flächenbeitragswert erreichen. Damit wird die bereits 
bestehende planerische Verantwortung der Regionalen Planungsverbände für die Steu-
erung der Windenergienutzung, die sich im Hinblick auf das bis zum 31. Dezember 
2027 zu erfüllende Zwischenziel aus Nr. 6.2.2 Abs. 1 LEP ergibt, nunmehr gesetzlich 
verankert. 

Satz 2 dient der Klarstellung in Bezug auf die Besonderheiten der länderübergreifenden 
Region Donau-Iller. 

Satz 3 stellt klar, dass der in § 4 WindBG für die Flächenbeitragswerte vorgesehene 
Anrechnungsmaßstab unverändert auch für die bayerischen Teilflächenziele gilt. 

Der Verweis auf § 28 des Raumordnungsgesetzes (ROG) für die Ausweisung von Be-
schleunigungsgebieten bleibt unverändert und wird in den zweiten Absatz verschoben, 
da die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten eine Festlegung von Vorranggebie-
ten für Windenergie voraussetzt. 

Zu Nr. 6 (Art. 33) 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Nr. 7 (Anfügen Anlage 3) 

Anlage 3 bestimmt regionale Teilflächenziele, die von den Regionalen Planungsverbän-
den gemäß Art. 31 Absatz 1 bis zum 31. Dezember 2032 zu erreichen sind. Grundlage 
für die regionale Verteilung bildet die Potenzialanalyse Windenergieflächen für regio-
nale Windenergiesteuerungskonzepte, welche das Ökoenergie-Institut Bayern (ÖIB) im 
Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie (StMWi) erstellt hat.  

44 Kriterien definieren Ausschlussflächen, auf denen eine Windenergienutzung ausge-
schlossen erscheint, da sie aus rechtlichen, technischen oder wirtschaftlichen Gründen 
nicht für die Windenergienutzung in Anspruch genommen werden können. Hiervon ist 
beispielsweise bei einer Windgeschwindigkeit von unter 4,8 m/s in 160 m Höhe auszu-
gehen. Anders als bei der bundesgesetzlichen Festlegung der Flächenbeitragswerte im 
Jahr 2022, werden hierbei neben den Erkenntnissen aus dem Bayerischen Windatlas 
2021 insbesondere die sich aus dem Referenzertragsmodell ergebenden Möglichkeiten 
zum wirtschaftlichen Betrieb und die positive Marktentwicklung der Schwachwindanla-
gen berücksichtigt. Auch in Siedlungs- oder Infrastrukturflächen, besonderen Anlagen-
schutz-, Bauschutz- oder Ausschlussbereichen, Sperrgebieten, besonders geschützten 
Teilen von Natur und Landschaft (z. B. Nationalparken oder Naturschutzgebieten), Ge-
wässern, Wasserschutzgebieten der Zone I und II, Heilquellenschutzgebieten, Vorrang-
gebieten für Rohstoffe oder genehmigten Gebieten für den oberflächigen Abbau von 
Bodenschätzen erscheint eine Windenergienutzung ausgeschlossen. Je nach Kriterium 
ist dabei gegebenenfalls ein spezifischer Abstand zu berücksichtigen, der von einem 
10-Meter-Gewässerrandstreifen bis zu einem Abstand von 15 Kilometern bei Erdbeben-
messstationen reichen kann. Berücksichtigt wurden unter anderem auch Anflugschnei-
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sen der zivilen Luftfahrt und Hubschraubertiefflugstrecken. Ausgeschlossen werden zu-
dem Flächen mit einer Größe unter 1 Hektar oder mit einer Hangneigung von mehr als 
30 Prozent. 

42 Kriterien definieren Restriktionsflächen, dabei erfolgt eine Bewertung des Konfliktri-
sikos nach fachrechtlicher Bedeutung, Empfindlichkeit der Flächenkategorie gegenüber 
der Windenergienutzung und der Wahrscheinlichkeit des Konflikts. Beispiele für Rest-
riktionsflächen sind spezielle Anlagenschutzbereiche, beschränkte Bauschutzbereiche, 
Gebiete mit Mindestführhöhen, Landschaftsschutzgebiete, FFH-Gebiete, Dichtezen-
tren, Ramsargebiete, Waldgebiete, Gewässerrandstreifen ab 10 bis 60 Meter, Wasser-
schutzgebiete der Zonen III, IIIA und IIIB, Überschwemmungsgebiete, Moorböden oder 
Vorbehaltsgebiete für Rohstoffe.  

Die Restriktionsflächen werden einer von fünf Konfliktrisikoklassen und einer von drei 
Schutzgutgruppen (abiotisch, biotisch, anthropogen) zugeordnet. Es erfolgt eine Aggre-
gation nach dem Maximalwertprinzip: Für jede Flächeneinheit ist die höchste vorlie-
gende Konfliktrisikoklasse entscheidend. Überlagern sich zwei oder mehr Flächenkate-
gorien, die Konflikte mit unterschiedlichen Schutzgutgruppen und jeweils eine Konfliktri-
sikoklasse von mindestens 3 aufweisen, so wird der Konfliktrisikowert der Flächenein-
heit um eine Stufe erhöht. 

Die Ergebnisse der Potenzialanalyse für Windenergieflächen stellen bestmögliche Nä-
herungswerte dar. Es handelt sich um eine ebenenspezifische Betrachtung. Ermitt-
lungstiefe und Detaillierungsgrad korrespondieren mit der Maßstäblichkeit. Insbeson-
dere mussten aufgrund der Datenlage Pauschalierungen vorgenommen werden und 
die Berechnungen auf Datensätze begrenzt werden, die bayernweit in vergleichbarer 
Qualität vorliegen. 

Um erhebliche Unterschiede zwischen den Regionen zu vermeiden, erfolgt keine rein 
potenzialbasierte Verteilung zu Lasten der Regionen mit einem hohen Potenzial, son-
dern es wurde eine Obergrenze von 2,1 Prozent gesetzt. Im Sinne einer landesweit 
gerechten Methodik geht eine Verringerung der Teilflächenziele mit einer Verringerung 
des Handlungsspielraums bzw. einer höheren Potenzialnutzung einher. Im Hinblick auf 
die Erreichbarkeit der Teilflächenziele, wird durch ihre Ausgestaltung jedoch allen Re-
gionalen Planungsverbänden ein angemessener Konkretisierungsspielraum belassen. 
In jeder Region müssen weniger als 80 Prozent des durch die Analyse berechneten 
Potenzials genutzt werden. 

 

Zu § 2 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 


